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MedizinischeQualität
kann nur dieMedizin
selber überprüfen.

TRIBÜNE

Medizin statt
Qualitätsverwaltung
Gastkommentar
von FLAVIAN KURTH

Niemand bestreitet, dass die Patientensicherheit an der obersten
StellemedizinischerArbeit stehen sollte, wie das imGastkommen-
tar «Investitionen in die Patientensicherheit» von Dieter Conen
und Felix Gutzwiller (NZZ 8. 6. 16) verlangt wird. Auch ist ein
diesbezüglicher Verbesserungsbedarf nicht von der Hand zu wei-
sen. Die Crux ist nun aber die, dass es kaum noch möglich ist, in
unseremGesundheitswesen Steuerungsinstrumente und -entschei-
de beliebt zu machen, wenn für sie nicht zumindest auch das Kos-
tenargument ins Feld geführt wird. Dies bringt in der Diskussion
um das Qualitätsmanagement eine Verschränkung der Begriffe
«Qualität» und «Preis» mit sich, die die Patientensicherheit gefähr-
den kann, wie ich im Folgenden aufzeigen will.

Qualität verbessern kannman nur, wennman siemisst. Siemes-
sen heisst sie vergleichen. Darauf zielen die Qualitätsindikatoren
des Bundesamtes für Gesundheit (BAG). Gemäss BAG-Website
sollen die Massnahmen des neugeschaffenen Qualitätszentrums
einerseits eine Verbesserung der Qualität medizinischer Behand-
lungen bringen. Gleichzeitig sollen damit aber anderseits auch
Kosten eingespart werden, indem unnötige Behandlungen vermie-
den werden. Diese Argumentation hat ihre Richtigkeit. Das BAG
nimmt mit ihr aber ins Qualitätsmanagement einen ökonomisch-
liberalistischen Anreiz mit, der sich auch bei anderen Instrumen-
ten als kontraproduktiv erwiesen hat. So haben etwa die Fall-
pauschalen den Spitälern zwar Anreize gegeben, innerhalb eines
Fixbetrags pro Behandlung im eigenen Interesse wirtschaftlich zu
arbeiten. In ebendiesem eigenen Interesse reizen sie die Spitäler
aber auch dazu an, ihr Patientenportfolio möglichst lukrativ auszu-
gestalten. Was dazu führen kann, dass Patienten, deren Behand-

lung wirtschaftlich schwierig ist, eher gemieden und solche, die
lukrativ sind, bevorzugt behandelt werden, auch wenn diese Be-
handlungen medizinisch nicht immer zweckmässig sind. Dass dies
passieren könnte, wusste man bei Einführung der Fallpauschalen
aus Deutschland, dass es auch bei uns passiert, wissen wir heute.

Trotzdem geht das BAG das Qualitätsmanagement mit demsel-
ben ökonomisch-liberalistischen Ansatz an. Mit vergleich- und ab-
sehbaren Folgen. Beurteilt man etwa die Arbeit eines Spitals an-
hand von Sterberaten und Fallzahlen, so scheint das auf den ersten
Blick plausibel: Die Spitäler sind so im eigenen Interesse dazu an-
geregt, sorgfältig zu arbeiten, um Todesfälle zu vermeiden; wobei
neben strukturellen Massnahmen auch die Routine eine wichtige
Rolle spielt, welche mit der Fallzahl als Indikator abgebildet wird.
In ebendiesem eigenen Interesse könnten die Spitäler nun aber,
vergleichbar mit demVerhalten bei den Fallpauschalen, Patienten,
deren Behandlung ein hohes Todesrisiko birgt, möglichst nicht be-
handeln. Behandeln sie stattdessen bevorzugt Patienten, bei denen
diese Gefahr gering ist, so sind diese Behandlungen medizinisch
vielleicht nicht immer zweckmässig, das Spital erhöht damit aber
seine Fallzahl, womit es doppelt gewinnt.

Im schlimmsten Fall fördert man so Zentren medizinischer Un-
zweckmässigkeit. Mit der Folge, dass die Kompetenzen in der Be-
handlung schwerkranker Patienten mit hoher Morbidität verloren
gehen. Damit wäre dann der Sinn und Zweck der Medizin komplett
auf den Kopf gestellt. Dass dies passieren könnte, ist offensichtlich,
dass es auch passiert, belegt eine Studie aus denUSA–demGesund-
heitswesen, das am liberalsten ausgestaltet ist, gleichzeitig aber auch
eines der schlechtesten Qualitäts-Kosten-Verhältnisse aufweist.

Fazit: Medizinische Qualität kann nur die Medizin selber über-
prüfen – in interinstitutionellen Expertenaudits, die zufällig durch-
geführt werden, vergleichbar mit der Schulpflege, die möglichst
unangemeldet visitiert und nicht aus pädagogischen Laien besteht,
sondern aus Fachleuten.DieMedizin ist gefordert, ihreKosten und
ihre Qualität endlich selber zu überprüfen, anstatt sich durch fach-
fremde Kontrollen, welcher Art auch immer, in für die Patienten-
sicherheit gefährliche Anreize drängen zu lassen.

Flavian Kurth ist Sekretär des Vereins Ethik und Medizin Schweiz (VEMS).
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Täter oder Opfer?
Was ich im Artikel «Zukünftige Taten
bestrafen» (NZZ 17. 6. 16) völlig ver-
misse: Hauptziel muss sein, dass die
Täterschaft nicht mehr ihre Umwelt ge-
fährden kann. Das weitere Schicksal der
Täterschaft, die immerhin eine Straftat
begangen hat, sollte sekundär bleiben.
Am theoretischen Beispiel einer Bluttat
innerhalb einer Familie: Es kann sein,
dass das Gericht Jahre nach der Tat auf-
grund des Geschehenen und nach An-
hören diverser psychiatrischer Gutach-
ter auf 15 Jahre Gefängnis entscheidet.
Zurück bleibt eine geschädigte Familie,
die zusätzlich unter dem jahrelang hin-
gezogenen Gerichtsverfahren gelitten
hat. Bei sogenannt «guter Führung»
winkt nach Halbzeit bereits die Freiheit.
Die verbliebene Familie hat begründete
Ängste: In welcher psychischen Verfas-
sung und mit welchen Gedanken und
Absichten wird diese entlassene Person
auf uns zugehen? Oder wird sie uns in
Ruhe lassen? Ich wünsche mir, dass die
Gerichte diese Sicht der Opfer viel stär-
ker gewichten und von der heute prakti-
zierten Aufweichung der Urteile ab-
kommen.

Hans Zimmerli, Bäch

Der Tenor des Beitrags mit der Sorge
um den Umgang mit Tätern ist leider
nur zu vertraut. Das Thema ist aber
nicht die Bestrafung zukünftiger Taten,
sondern die Verhinderung weiterer Op-
fer. Dabei ist jede Legalprognose mit
Unsicherheit behaftet. Die Frage ist
doch, in welche Richtung man sich irren
will: Soll eher ein Mörder zu viel einge-
sperrt bleiben, oder soll eher ein zusätz-
liches Opfer akzeptiert werden?

Es gibt keine objektive Wahrheit bei
einer solchen Risikobetrachtung. Es
geht um eine bestmögliche Beurteilung
der Wahrscheinlichkeit eines Rückfalls
bzw. weiterer Opfer. Dabei ist es klar,
dass Algorithmen oft eine bessere Tref-
ferrate bei derartigen Voraussagen ha-
ben als die persönlichen Interviews der
Experten. Was machen denn die Exper-
ten in ihrer Beurteilung anderes, als ihre
Beobachtungen bei der Arbeit mit dem
Täter mit ihren Erfahrungsdaten zu ver-
gleichen – und diese sind noch weniger
«objektiv» und statistisch abgesichert.
Zudem – ein Experte kann in der Eva-
luation durch die persönliche Begeg-
nung Empathie mit dem Täter ent-
wickeln, während für ihn ein zukünftiges
Opfer wohl eine abstrakte Grösse blei-
ben muss. Nehmen wir doch mindestens
die besten Werkzeuge, auch wenn wir

wissen, dass sie bei weitem nicht fehler-
los sind.Wennwir schonRechtsirrtümer
akzeptieren müssen, dann doch lieber
gegenüber dem Mörder als gegenüber
einem nächsten Opfer. Das ist eine Set-
zung von Prioritäten und hat überhaupt
nichts mit Willkür oder einem Aushöh-
len des Rechtsstaates zu tun.

Markus Egli, Fehraltorf

Schieflage
in der Energiewende?
Die Erneuerbaren müssen und können
die Hauptrolle beim Ersatz von Kohle,
Öl und Gas spielen. Dieser Konsens hat
sich aufgrund der inzwischen weit fort-
geschrittenen praktischen Erfahrungen
in vielen Ländern, aber auch einer Viel-
zahl von neuen Analysen wie von der
IEA (Internationale Energieagentur)
herausgebildet. Erstaunlicherweise
bleibt das in dem Beitrag von Christoph
Eisenring unerwähnt (NZZ 15. 6. 16).

Dem Autor ist natürlich zuzustim-
men, dass ein solcher Umbau der Ener-
giesysteme ein tiefgreifender Eingriff
nicht nur in die Technik, sondern auch in
die Geschäftsmodelle ist, durchaus von
der Dimension einer weiteren indus-
triellen Revolution. Dass dabei Schwie-
rigkeiten auftreten, vor allem von den
Pionieren Fehler gemacht werden, die
Entwicklungen teils über-, teils unter-
schätzt werden, ist ein unvermeidlicher
Teil des Lernprozesses.

Die Auflistung der in Deutschland
auftretenden Probleme durch denAutor
sollte deshalb wie ein Strategiepapier
für Entwicklungsabteilungen, Startup-
Firmen und Forscher gelesen werden
und nicht als Verteidigung bisheriger
Strukturen. Eine auf Innovation ange-
wiesene Volkswirtschaft würde das in
Schieflage bringen.

Klaus Ragaller, Wettingen

Im Schützengraben
des Kalten Kriegs
Die Botschaft der Russischen Födera-
tion kann den Artikel von Christian
Weisflog «Verrat an der Ukraine» vom
18. Juni nicht unbeachtet lassen. Indem
Christian Weisflog die Schuld für den
militärischenKonflikt imDonbassRuss-
land in die Schuhe schiebt, verschweigt
er vorsätzlich, dass diesem im Februar
2014 ein gewaltsamer Staatsstreich vor-
angegangen war, der von Nationalisten
unter abwegigen Parolen eines Kampfes
gegen Korruption durchgeführt worden
war. Die jetzigen Machthaber sind nicht
weniger, wenn nicht mehr korrupt als
die vorigen.DerAutor verschweigt, dass
die Kräfte, die nach dem Maidan-Auf-
stand in Kiew an die Macht kamen, zu
Strafaktionen gegen die Bevölkerung in
der Ostukraine mit dem Einsatz regulä-
rer Truppen und ultrarechter Milizen
übergingen.

Heute werden dieMinsker Vereinba-
rungen nicht erfüllt, eben weil das
Regime in Kiew keine Bereitschaft dazu
zeigt, eine Verfassungsreform durchzu-
führen, in deren Folge eine Verfassung
angenommen werden soll, die als
Schlüsselelement die Dezentralisierung
sowie die Verabschiedung einer Gesetz-
gebung über den Sonderstatus einzelner
Regionen der Donezker und Lugansker
Gebiete vorsieht. Die Verantwortung
für die Verletzungen des Waffenstill-
stands wird grundlos den sogenannten

Separatisten zugeschoben. Und das, ob-
wohl im letzten Uno-Bericht zum
Ukraine-Konflikt die Rede von der Ver-
antwortung beider Seiten ist und Kiew
unter anderem vorgeworfen wird, inoffi-
zielle Gefängnisse zu unterhalten, wo
Menschen misshandelt und gefoltert
werden. All das sieht Herr Weisflog
offensichtlich als das Bestreben derMai-
dan-Ukraine, den Weg der Demokratie
zu bestreiten.

Im Übrigen kümmern sich weder
Weisflog noch die Kreise, deren Inter-
esse er vertritt, um die traurigen Schick-
sale von Tausenden Russen und Ukrai-
nern sowie Vertretern anderer Nationa-
litäten im Donbass, die ihr Leben, das
Leben ihrer Kinder und Verwandten in-
folge der sogenannten antiterroristi-
schen Operation von Kiew verloren
haben. Er ruft dazu auf, die ukrainische
Armee weiter aufzurüsten, damit diese
wohl ihren Krieg gegen die eigene Be-
völkerung verstärken kann. Die Ukrai-
ne ist für ihn lediglich ein geopolitisches
Mittel, das man gegenRussland ausspie-
len kann, um unser Land als Aggressor
und Feind für den Rest von Europa dar-
zustellen. Unseres Erachtens steckt
Herr Weisflog mit seiner Denkweise
noch tief in den Schützengräben des
Kalten Krieges fest.

Stanislav Smirnov, Pressesekretär
der Botschaft der Russischen Föderation

in der Schweiz

Unverständlich
und rufschädigend
Der Artikel «Rüffel für Regensdorf»
(NZZ 17. 6. 16) zur «Fröschegrueb»
greift einmal mehr zu kurz. Er zeigt viel-
mehr, dass ein über zehnjähriges Trauer-
spiel mehr verlangt als nur eine ober-
flächliche Kurzbeurteilung durch die
Baudirektion. Der Artikel suggeriert
einerseits ein Fehlverhalten der Ge-
meinde, andererseits unterstellt er mir
als Eigentümer ein mutwilliges Vor-
gehen. Das eine wie auch das andere ist
grundlegend falsch.

Zuerst das Baurekursgericht wie nun
auch die Baudirektion haben nicht er-
kannt, dass die Gemeinde die Baubewil-
ligung mit dem Passus ausgestellt hat,
dass die Schutzverfügung in Kraft getre-
ten seinmüsse, bevor dieBaubewilligung
rechtskräftig wird. Von einer Missach-
tung des Gerichts kann daher nicht ge-
sprochen werden. Im Gegenteil, die Ge-
meinde beachtete die Abfolgen sehr ge-
nau.Über die Jahre wurden die Pläne für
die «Fröschegrueb» insgesamt elfmal,
teilweise grundlegend überarbeitet. Die-
se zwischen Bauherr, Gemeinde und zu-
gezogenen Fachpersonen erarbeiteten
Lösungenwurden jeweils durch denHei-
matschutz bekämpft und torpediert.Nun
in den Raum zu stellen, es sei auf den
Zerfall hingearbeitet worden, greift zu
kurz. Vielmehr müsste sich der Heimat-
schutz-Verein zum Vorwurf machen, mit
seinen weltfremden Forderungen zum
Zerfall und zum Scheitern des Projekts
massgeblich beigetragen zu haben.

Völlig unverständlich wird es, wenn
gefordert wird, gegen den Eigentümer
sei ein Strafverfahren zu eröffnen. Der
Heimatschutz verklagte mich genau
deswegen. Die Strafuntersuchung en-
dete mit einem vollumfänglichen Frei-
spruch für den Eigentümer. Wenn nun
die Baudirektion, welche die Umstände
des Verfalls in keiner Weise abklärte,
sich erlaubt, solche Aussagen in den
Raum zu stellen, ist dies gelinde gesagt
unverständlich und rufschädigend.

Thomas Palmy, Buchs
Besitzer der «Fröschegrueb»


